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A. Problem 

Durch die am 1. April 1973 in Kraft tretende Verordnung (EWG) 
Nr. 1769/72 der Kommission vom 26. Juli 1972 zur Ausstellung 
von Begleitdokumenten und zur Festlegung der Pflichten der 
Erzeuger und Händler außer Einzelhändlern in der Weinwirt-
schaft (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 191 
Seite 1) werden die Mitgliedstaaten ermächtigt, die zur Anwen-
dung dieser Gemeinschaftsverordnung erforderlichen nationa-
len Durchführungsvorschriften zu erlassen. In diesen Durch-
führungsvorschriften müssen auch die Regelungen getroffen 
werden, die von den Verordnungsermächtigungen im zur Zeit 
geltenden Weingesetz nicht gedeckt sind. 

B. Lösung 

Die Rechtsverordnungsermächtigungen in den §§ 50 und 57 
des Weingesetzes werden den Erfordernissen des Gemein-
schaftsrechts entsprechend geändert und ergänzt. 

(Einstimmigkeit) 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Amling 

Der interfraktionelle Gesetzentwurf wurde am 
30. Januar 1973 eingebracht. Der Deutsche Bundes-
tag hat ihn in seiner 12. Sitzung am 1. Februar 1973 
nach der ersten Beratung an den Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit federführend sowie 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mitberatend überwiesen. Beide Ausschüsse 
haben den Entwurf in ihren Sitzungen am 14. Fe-
bruar 1973 abschließend beraten und die vorge-
sehenen Änderungen des Weingesetzes einstimmig 
gebilligt. 

Im einzelnen ist festzustellen, daß die EWG-Ver-
ordnung Nr. 1769/72 vom 26. Juli 1972 zahlreiche 
Ermächtigungen an die Mitgliedstaaten enthält, 
nationale Vorschriften zur Durchführung dieser Ge-
meinschaftsverordnung zu erlassen. Die für die Bun-
desrepublik Deutschland erforderlichen Regelungen 
sollen im Wege einer Änderung der Wein-Über

-

wachungs-Verordnung vom 15. Juli 1971 (Bundes-
gesetzbl. I S. 951) getroffen werden. Die für diese 
Regelungen erforderlichen Ermächtigungen im Wein-
gesetz reichen jedoch nicht aus. Dies gilt sowohl für 
die in § 50 Abs. 2 wie auch für die in § 57 des 
Weingesetzes enthaltenen Ermächtigungen. 

Mit Artikel 1 des Entwurfs sollen dementspre-
chend die §§ 50 und 57 des Weingesetzes geändert 
bzw. ergänzt werden. Wegen der inzwischen erfolg-
ten Regelung durch Gemeinschaftsrecht konnte die 
bisherige Nummer 1 in § 50 Abs. 1 Weingesetz er-
satzlos wegfallen. Die geänderten Vorschriften er-
möglichen es, die zur Durchführung der genannten 
EWG-Verordnung erforderlichen Regelungen zu 
treffen und auch die bei einer späteren Änderung 
des Gemeinschaftsrechts möglicherweise entstehen-
den Verpflichtungen zum Erlaß nationaler Durch-
führungsvorschriften ohne weitere Gesetzesände-
rung kurzfristig zu erfüllen. 

Bonn, den 14. Februar 1973 

Amling 

Berichterstatter 

B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 7/86 — unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 14. Februar 1973 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Hauck 

Vorsitzender 

Amling 

Berichterstatter 


